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BEBAUUNGSPLAN 61 'NUmberger Tor' 

HINWEISE - TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

----------------------------------------------
1 • ALLGEMEINE HINWEISE u-lD NACHRICHTLICHE 

USERNAHMEN § 9 (6) BBouG 

1.1 Dieae textlichen Featsetzungen gehören zu der Be­
bauungaplonzeichnung. 

1.2 Geaetzliche Grundlagen sind das Bundeabaugeaetz 
(BBauG) in der Faasung vom 18. 8. 1976 und die 
Baunutzungsverordnung (BouNVO) in der Foaaung 
vom 15. 9. 19n. 

1.3 Die ploneriachen Feataetzungeh die••• Bebauungs­
planes eraetzen nicht die ollgHein gUltigen bau­
rechtlichen Beati11111ungen und Nonen. 
Inabeaondere sind zu beachten in der jeweils gUl­
tigen Foaaung : 

1. Die Heus. Bauordnung (HBO) und die zugehörige 
Durchfuhrungaverordnung (DVO), 

2. das Ortarecht der Stadt Hanau, 

3. die Einatellplotzaatzung der Stadt Hanau, 

4. das Heas. Nachbarrecht, 

5. das Hesa. Denkmalschutzgesetz 

1.4 Das Fernmeldeamt 4 in Hanau ist mindestens 6 Monate 
vor Beginn der Straßen- und Hochbou■aßnahmen zu 
verstöndigen, damit die erforderlichen Arbeiten fUr 
den Schutz und die Erweiterung von Fernmeldeanlagen 
rechtzeitig durchgefUhrt werden können. 
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1.5 Änderungen und Erweiterungen an b@st@h@nden Wasaer­
veraorgunga- und Konoliaotionaanlag@n bedUrfen ei­
ner Genehmigung noch§ 44 Hesa. Woaaergesetz (HWG). 
Hierzu aind baureife Planungsunterlagen erfor­
derlich. 

1.6 Nach§ 2o DSchG sind dl'l!III Landesamt fur DenkBl­
pflege Hessen in Wiesbaden alle bei Erdarbeiten 
auftretenden Funde, wie Mauem, Scherben, Skolette 
etc., zu melden. Die Funde und Fundstellen sind 
in unveröndertem Zustand zu erholten und in geeig­
neter Weise bis zu einer Entscheidung zu schUtzen. 

1.7 Der Boutröger oder Bauherr soll durch geeignete 
technische Anlogen, wie Hochantennen fUr den; 
Gemeinschaftsempfang oder kabelgebundene Verear­
gungsaaßnahmen mittels posteigner Breitband­
kommunikations..Anlagen (BK-Anlage) fur oinen ein­
wandfreien Fernseh- und Rundfunke111pfang sorgen. 

1.8 Die Aufstellung der AbfallbehUlter und die Ab­
fallentsorgung· wird in der Satzung Uber die 
Abfallbeseitigung in der Stadt Hanau geregelt. 

1.9 Die Neuverlegung von Versorgungsleitungen 
innerhalb der StroBenflUch@n ist zur Sicher­
stellung der Pflanzmaßnahmen mit dem zustlindigon 
stadtischen Amlt abzustill!!ll!en. 

2.a Zur Sicherung der vorhandenen Versorgungslei­
tungen ist die Neupflanzung von Sliumen 11it den 
einzelnen VersorgungstrUgern abzustimaen. 
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2. FESTSETZUNGEN NACH BUNDESRECHT 
(§ 9 und 9 a BBauG, BouNVO) 

2. 1 FUr dm Gel tunggbere.i.ch werderr alle frUheren 
planungareehtliehen Feataetzungen, die dieaea 
Bebauungsplan widersprechen, aufgehoben. 

2.2 Uber die festgesetzte GelilehoßflUchenzahl (GFZ) 
im Kerngebiet (MK) hinaus zulUaeig iat die 
Herstellung von GeachoßflUchen bia zu einem· 
Gesamtwert von GFZ = ao, wenn auf einer ent­
sprechend großen GebUudeoberflUche. eine GrUn­
flUche angelegt und unterhalten wird . 

2.3 Die notwendigen Stellplötze und Garagen ober­
halb der GelUndeoberflliche aind nur innerhalb 
der durch die entaprechendott Feataetzungen ,_ 
kennzeichneten FlUchen oder innerhalb der Uber­
baubaren GrundatUckaflUchen zulliaaig .. 

2.4 Als Auanahme •ind im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA) und Miachgebiet (MI) die notwendigen Stell­
plötze und Garagen auch außerhalb der unter 
Ziff. 2.3 bezeichneten Fllichen zulliaaig, wenn hier­
durch die Größe der unter Ziff. 2.11 geforderten· 
Grunflliche erhalten bleibt. 

2.6 Die Decken von Tiefgaragen sind ao herzustellen~ 
daß die daruber liegenden dauerhaft anzulegenden 
GrUnfllichen auch mit Ströuchem und niedrigea 
Gehli!zbepflanzt werden klinnen. 

2.7 Ala Auanohme sind die notwendigen PKW-Einatell­
plötze auch - ohne BerUcksichtigung bei der Er­
mittlung der GeschoßflUche - in Vollgeachossen 
oberhalb der GellindeoberflUche zulöaaig • 
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2.8 Auf die illl Pl@n f@11tgel!l@tzt® zulijmaige Grund­
flUch@ in ~@rng@bi@ten (HK) und Indumtri@1ill@bi@ten 
(GI) sind Gcreigengebiju@® nicht ®nzur®c:ijnen •. 

2.9 Geneinech@ftsg@rngen i~ Allgemeinen Wohngebiet 
(WA) &lind, i:i@ ea die mti'!dteoo11.lich@ Am:1rdnun9 
em!lglic:ht, um lillind. 1, @@ m abzul!l@nken. 
Die Decken diemer G@rllg@n 11@llten l!l@ @umgebil­
det werdim, dc.8 11i@ @llll d11111@m@fte Grllnfli!c:h@ß. 
angelegt ond unterhalten ~erden ki'!nnen. 

2.1c Vorhandene ge11unde Bi'!u!ll® und Stri'!ucher 11ind, 
aofem 11ie nicht unzu!llutoor@ N@cht@!l@ oder 
Be!Ustigun®®n fUr die Benutzer d@r ooulich@1t> 
Anlagen oder d@r N@choorsch@ft b®Wirken, zu 
erholten und zu pfl@®@I!. 

2.11 Von den nicht UberoouOONn GrundstUcksflächen 
sind im Allglillill®i11@1! W@llniw,;ibiet. (WA) mind. 7@ % 
und im Miochgebi@t (MI), K@mgebi@t (HK) !llit 
der zulijssi~~h G~Z ~ o,8 und Industrie;@bi@t 
{GI) mind. 2@ bis 4@ ~ als Grllnfl~ch@ anzule@®D 
und zu unt@rll@lten. Die@@ GrUnfl~ehen sollen 
eine 25 %i®@ B@u~ und Str@uchb@Jfl@nzung ein­
schli<!lßen (1 B@u!II @ntspriclw:25 ~, 1 Strouch 
1 e2). 

2.12 Y@l!llUri@n •i~d ~1rondsijtzlit~ @!@ zu@@il!lll0nhin9@nde­
Gr11nfl~chen zu ®®St@lt@n und zu unterhalten; 
in jiltdu Vo~@rt@n i$t @in d@n Gl!'llndstueksv@r­
h~ltnis11en entsprechender B@um zu pflanzen. 

2.13 Die V@rkehrä~l.\11nfll.ijcher;. 11ind mit ISijulll!®i'I und 
Str~uchem zu b@pfl@nz@n s@w@it e@ die Loge d@r 
vorhondenen Versorgun@@leitunij@n zultißt und 
keine Sichtbehinderunij@n @nt@tehen. 

2.14 Ausnohmswei@e k~nnen Ausf@hrten von den Grund­
stUcken on der Heraeusstr@ße zugelossen werden 
soweit sie oueschließlich dem Andiehnungsver­
keh:r dienen. 
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3." FESTSETZUNGEN NACH LANDESRECHT § 9 (4) BBauG, § 118 HBO 

3.1 Doppelhöuser, Hausgruppen und zusa1111enhön9ende Ga-
ragen sind in ihrer öußeren Gestaltung und ihren 
Dochfomen aufeinander abzuatinen. 

3.2 Al• Ausnahme können bei Dappelhöusexnund Hausgruppen 
als Bildung vo■ geachUtzten Freiaitzen Begnnzungs­
maue:mzu d•n seitlichen NachbargrvndatUcken zugelaaaen 
werden. 

3.3 Im Allgemeinen Wohngebiet (WA), Besonderfll'I Wohn­
gebiet (WB) und Mischgebiet (HI) sind straßenseitige 
und seitliche Einfriedigungen bis zur Tiefe der vor­
deren Baugrenze bis zu einer Htshe 1 von 1,25 • zu­
lösaig. 

Im Industriegebiet (GI) und _bei den Flöchen fUr Ver­
sorgungsanlagen dUrfen die Einfriedigungen die Ge­
samthöhe von 2,5o m nicht Ubewachreite■. Sollen 
stroßenseitige Einfriedigungen als geschlossene 
Mauern Uber 1 m Htshe errichtet werden, sind sie 
durch RUckaprUnge und BegrUnung (bepflanzte Hauern) 
·aufgelockert zu gestalten. 

3.4 Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) an der Friedrich­
atroße aind Neubauten in BaulUcken ■it ihrer Geböude­
htshe, öußeren Gestaltung und Dachfom der u■gebenden 
Bebauung anzugleichen. 

3.5 Im Kerngebiet sind Mauerbrustungen (Bruatungen auf­
gehender Wönde) von noch oben offenen Garagenbauten 
mit Pflanzwannen auszustatten, die zu begrUnen und 
zu unterhalten sind. • 




